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Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!
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06Q

Gesetz? EheG § 72
Rechtssatz: Ehegatten können die Unterhaltspflicht für

die Zeit nach der Scheidung grundsätzlich 
frei regeln. Werden unabhängig von der ge­
setzlichen Regelung Unterhaltsverpflich­
tungen begründet,, so hängt ihr Inhalt und 
Umfang Von den getroffenen Vereinbarungen 
ab, wobei ergänzend die Bestimmungen der 
§§ 58 ff EheG angewendet werden können.

Aktenzeichen: IV ZR 226/52
Urt,des BGH v. 19.3«1953 OLG Celle



U-ZE. 226/52.

Verkündet am
19» März 1953ELett, Justizangestellter
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

i m  H a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

1. der Witwe Annemarie Sch(
2c des minderjährigen Franz Michael Schl
3» der minderjährigen Angelika

zu 2) und 3) gesetzlich vertreten durch ihre Mut-
Genannte, sämtlich wohnhaft in 

-H|
die zu 1 
bei Mel

ter,

Beklagte-, Berufungskläger und•Revisionskläger,
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

g e g e n

die geschiedene Ehefrau Leni S c h ^ H ^  geb.

Klägerin, Berufungsheklagte und Revisionsbe­klagte,

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt -

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 19. März 1953 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Schmidt und der. Bundes­
richter Ascher, Dr. Kregel, Dr.v.Werner, und Scheffler

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das 
Urteil des 5. Zivilsenats des Oberlandesge-, 
richts in Celle vom 20. Oktober 1952 wird auf 
Kosten der Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestands

Die Klägerin und ihr damaliger Ehemann haben am 
10c April 1943 im Hinblick auf eine bevorstehende Schei­
dung ihrer Ehe einen notariellen Vertrag geschlossen, 
der in der Vertragsurkunde als ünterhaltsvertrag be­
zeichnet ist. In dem Vertrage verpflichtete sich der Ehe­
mann, unabhängig von dem Ausfall des Scheidungsprozesses, 
zu Unterhaltszahlungen von zunächst 300,—  später 250,—  
RM monatlich an die Klägerin für deren Lebensdauer bis 
zu ihrer etwaigen Y/iederverheiratung. Y/enn der Ehemann 
verstarb, sollten seine bezw. seiner Erben Unterhalts­
leistungen fortfallen, in diesem Palle sollte aber die 
Klägerin aus dem Nachlass ihres Mannes eine Abfindungs­
summe von 20.000,—  RM erhalten. Der Vertrag enthält 
ferner weitere Abmachungen, die für den Pall der Schei­
dung gelten :-sollten. Die Ehe wurde geschieden.

Nach der Scheidung hat der geschiedene Ehemann der 
Klägerin die Beklagte zu l) geheiratet» Aus dieser Ehe 
sind die Beklagten zu 2) und 3) hervorgegangen. Am 9.
Juni 1951 verunglückte der geschiedene Ehemann der Klä­
gerin tödlich. Die Klägerin verlangt von den Beklagten 
als seinen Erben die Zahlung der vertraglich vorgesehenen 
Abfindungssumme, und zwar ipngestellt im Verhältnis 1:1 
in D-Mark. Die Beklagten halten eine solche Umstellung 
nicht für gerechtfertigt.

Beide Vor.instanzen haben dem Verlangen der Klägerin 
entsprochen. Mit der Revision begehren die Beklagten 
die Abweisung der Klage nur noch insoweit, als mit ihr 
die Zahlung eines höheren Betrages aus dem Nachlass ver­
langt wird, als dem Verhältnis entspricht, in dem bei 
Abschluss des Vertrages vom 10. April 1943 der Abfindungs­
betrag zum Vermögen des Ehemanns gestanden hat. Sie be-
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rechnen diesen Betrag auf 6 250 DM, da sie bereits
1 950 DM beglichen haben wollen, so wollen sie nur .noch'.
4 300 IM leisten. Die Klägerin bittet um Zurückweisung 
der Revision.

Entscheidungsgründe:

Das Oberlandesgericht'hat ausgeführt, der Klage­
anspruch entstamme aus einer Auseinandersetzung im 
Sinne des § 18 Abs 1 Br 3 des UmstG. Der Vertrag vom 
10. April 1943 enthalte nicht nur eine Unterhaltsrege- 
lung zugunsten der Klägerin, sondern abgesehen von der 
Regelung über den Hausrat die Festsetzung eines Äqui­
valents für die Auflösung der ehelichen Gemeinschaft.
Die von den Beklagten auf Grund des § 70 Abs 2 EheG 
begehrte Herabsetzung der Abfindungssumme auf den Be­
trag, der bei Berücksichtigung der Verhältnisse der 
Erben und der Ertragsfähigkeit des Nachlasses der Bil­
ligkeit entspreche, sei nicht begründet, da die der Klä­
gerin zugesagte Unterhaltsrente und die Abfindung sich 
nicht im Rahmen der gesetzlichen Unterhaltspflicht halte, 
die damaligen Vertragsparteien vielmehr bewusst über 
diesen Rahmen hinaus gegangen seien. Ausserdem ergäbe 
sich aus dem Verhalten des. Ehemanns nach der Währungs­
reform, insbesondere aus den von ihm voll zum Nennbe­
trag in D-Mark geleisteten Unterhaltszahlungen, dass er 
den Unterhaltsvertrag unabhängig von den gesetzlichen 
Bestimmungen habe aüfrechterhalten wollen. Das Prozess­
gericht könne den Beklagten auch keine Vertragshilfe 
gewähren, da der ümstellungssatz zwischen den Parteien 
streitig .sei,

Die Revision rügt Verletzung der §§ 70 Abs 2, 60 
EheG, § 286'ZPO. Diese Rügen sind nicht begründet.
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Es bestehen keine Bedenken dagegen, dass das Be­
rufungsgericht die Abfindungsforderung der Klägerin 
auf Grund des § 18 Abs 1 Hr 3 UmstG umgestellt hatj 
denn unter einer Auseinandersetzung im Sinne dieser 
Bestimmung ist jede vermögensrechtliche Regelung zu 
verstehen, die Ehegatten mit Rücksicht auf die durch 
die Ehe begründete Lebensgemeinschaft für den Pall der 
Auflösung ihrer Ehe treffen (so auch OGH in NJW 1950, 
144^). Ob zu einer solchen Regelung auch Vereinbarungen 
allein über den Unterhalt zu rechnen sind (vgl OGH aaO) 
kann dahingestellt bleiben, da hach den Peststellungen 
des Berufungsgerichts der Vertrag auch eine Auseinander­
setzung über den Hausrat und die Pestsetzung eines 
Äquivalents für die Auflösung der Lebensgemeinschaft 
enthält.

Der Angriff der Revision, dass das Berufungsgericht 
die Bedeutung des § 70 Abs 2 EheG verkannt habe, ist 
nicht begründet. Wie sich aus § 72 Satz. 1 EheG ergibt, 
können Ehegatten über die Unterhaltspflicht für die Zeit 
nach der Scheidung der Ehe grundsätzlich freie Verein­
barungen treffen. Sie können dies einmal in der Weise 
tun, dass sie im Rahmen der gesetzlichen Regelung die 
Unterhaltszahlungen genauer bestimmen. Sie können aber 
auch unabhängig von der gesetzlichen Regelung Unterhalts­
verpflichtungen begründen. Geschieht dies, so hängt ihr 
Inhalt und Umfang von den getroffenen Vereinbarungen ab, 
wobei es keinem Bedenken unterliegt, ergänzend die Be­
stimmungen der §§ 53 ff EheG anzuwenden, soweit dem 
nicht die vertraglichen Vereinbarungen entgegenstehen.
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Das Berufungsgericht hat zunächst festgestellt, 
dass der geschlossene Unterhaltsvertrag sich nicht im 
Rahmen der gesetzlichen Unterhaltspflicht halte. Die 
Feststellung hat es auf Grund der im Vertrag vom IO. 
April 1943 enthaltenen Bestimmung getroffen, dass die 
Unterhaltsverpflichtung “unabhängig vom Ausfall des Ehe­
scheidungsprozesses übernommen” werde» Eine solche Aus­
legung des Vertrages ist möglich. Sie wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, dass bei-einer Scheidung mit beider­
seitiger gleicher Schuld, die nach § 1 des Vertrages 
vom 10. April 1943 für möglich gehalten wurde, nur die • 
Zubilligung eines Unterhaltsbeitrages gemäss § 60 EheG 
in Frage gekommen wäre. Das Berufungsgericht hat wei­
ter festgestellt, dass der Ehemann der Klägerin, unab­
hängig von seiner gesetzlichen Pflicht, den Unterhalt 
der Klägerin auf alle Fälle habe sicherstellSn • wollen, 
insbesondere ohne Rücksicht auf die lebensverhältnisse 
der Ehegatten. Das Berufungsgericht hat somit.den Ver­
trag vom 10. April 1943 dahin ausgelegt, dass eine Herab­
setzung der-Abfindungssumme nach dem Willen der Vertrags­
parteien ausgeschlossen sein sollte. Auch diese Aus­
legung verstösst weder gegen Denkgesetze noch Erfahrungs­
sätze. § 70 Abs 2 EheG ist somit zu Recht nicht ange­
wendet worden. •’ /•

Da infolge fehlender Zustimmung der Klägerin eine 
etwaige richterliche Vertragshilfe durch das Pro.zess- 
gericht nicht in Frage kam,' (§11 Abs 4 VertrHG) hat 
das Berufungsgericht auch zu Recht von einer Prüfung 
der wirtschaftlichen läge der Beklagten und des Werts 
des Rachlasses abgesehen*
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Die Revision der Beklagten musste dalier mit der 
Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückgewiesen werden«.

Schmidt Ascher Kregel
v. Werner Bundesrichter Scheffler

ist beurlaubt und verhin­
dert, zu untei’schreiben.
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